Kantonsrat St.Gallen 22.08.12

Il. Nachtrag zum Ubertretungsstrafgesetz

Botschaft und Entwurf der Regierung vom 2. Dezember 2008
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Zusammenfassung

Unter Littering versteht man das achtlose Wegwerfen und Zuriicklassen von Kleinabfallen (z.B.
Getrankeflaschen, Speiseverpackungen, Zeitungen, Papiertaschentiicher usw.) im 6ffentlichen
Raum. Die Verschmutzung von 6ffentlichem Raum durch weggeworfene Abfalle hat auch im
Kanton St.Gallen ein bedenkliches Ausmass erreicht. Erziehung, Ausbildung und Information
kénnen ihren Beitrag zur Losung leisten, vermdgen aber das Problem nicht allein zu l16sen. Als
zusatzliche Massnahme bietet sich eine strafrechtliche Ahndung an. Verschiedene Kantone
und Stadte haben bereits Bussen gegen Littering eingeflihrt. Im Kanton St.Gallen besteht nach
geltendem Recht in Bezug auf die «klassische» illegale Abfallentsorgung die Moglichkeit der
Bussenerhebung auf der Stelle. Grundsétzlich kann auch das Littering im Kanton St.Gallen
bereits strafrechtlich geahndet werden, soweit es sich unter den Tatbestand der mutwilligen
Belastigung im Ubertretungsstrafgesetz subsumieren lasst. Diese kantonalrechtliche Grundlage
ist indessen zu wenig griffig. Deshalb und aufgrund der zunehmenden Bedeutung der Littering-
Problematik soll eine separate Litteringbestimmung im Ubertretungsstrafgesetz eingefiihrt wer-
den. Es ist vorgesehen, dass die Regierung gestitzt darauf flr Littering die Mdglichkeit der
Bussenerhebung auf der Stelle schafft, indem sie im Anhang zur Strafprozessverordnung —
nach Schwere der Ubertretung — abgestufte Bussenbetrage festlegt.

Herr Prasident
Sehr geehrte Damen und Herren
Mit dieser Vorlage unterbreiten wir Innen den Il. Nachtrag zum Ubertretungsstrafgesetz, wo-

nach das Wegwerfen und Zurtcklassen von Kleinabféllen auf éffentlichem Grund (Littering)
strafrechtlich geahndet werden kann.
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1. Einleitung
1.1. Auftrag

In der Junisession 2008 hiess der Kantonsrat die Motionen 42.08.03 «Fir sauberere und si-
chere Strassen und Platze — Kampf dem Littering» und 42.08.07 «Erganzung zum kantonalen
Polizeigesetz» mit folgendem (identischem) Wortlaut gut:

«Die Regierung wird eingeladen, dem Kantonsrat eine Anderung des Ubertretungsstrafgeset-
zes zu unterbreiten, mit der das Wegwerfen von Kleinabféllen — wie Verpackungen, Flaschen,
Dosen oder anderen Gegenstanden — auf 6ffentlichem Grund strafrechtlich geahndet werden
kann.»

1.2. Ausgangslage

Unter Littering versteht man das achtlose Wegwerfen und Zurticklassen von Kleinabfallen (z.B.
Getrankeflaschen, Speiseverpackungen, Zeitungen, Papiertaschentiicher usw.) im 6ffentlichen
Raum. Die Verschmutzung des o6ffentlichen Raums durch weggeworfene Abfélle hat auch im
Kanton St.Gallen ein bedenkliches Ausmass erreicht. Dies empfindet ein grosser Teil der Be-
volkerung als stérend. Dazu kommt, dass das Littering insbesondere den Gemeinden hohe
Kosten verursacht. Fir Einsammeln und Entsorgen des Abfalls muss mit bedeutend héheren
Kosten gerechnet werden als fur Sammlung und Entsorgung tber die ordentliche Kehrichtab-
fuhr.

Im Auftrag des (damaligen) Bundesamtes fiir Umwelt, Wald und Landschaft ermittelte das Oko-
zentrum Bern in einer bereits im Februar 1999 verdéffentlichten Studie die Littering-Situation in
51 Schweizer Stadten mit tber 5'000 Einwohnern. Die befragten Stadte und Gemeinden be-
klagten in ihren Auskinften eine Abnahme der Sauberkeit im Stadtbereich und bei Grossver-
anstaltungen. Es gebe allerdings keine Patentldsungen zur Littering-Bekdmpfung. Nach Mei-
nung der Mehrzahl der Gemeinden sollte bereits in den Schulen der richtige Umgang mit Abfall
gelehrt werden. Viele Stadte meldeten Erfolge durch das Aufstellen von zusatzlichen Abfallbe-
haltern. Das Okozentrum bestatigte im Fazit der Studie, dass Littering in der Schweiz ein
Problem darstelle und Massnahmen notwendig seien.

Im Auftrag des Schweizerischen Stadteverbandes, mehrerer Schweizer Stadte und des Bun-
desamtes fur Umwelt (BAFU) hat die Universitat Basel im Sommer 2003 auf insgesamt 16
stark frequentierten Platzen in Basel, Bern, Zirich, Lausanne und lllnau-Effretikon eine Erhe-
bung der Littering-Situation durchgeftuhrt. Die Studie gelangte zu folgendem Fazit:

1. Ursache des Phanomens diirfte das veranderte Konsumverhalten der Bevdlkerung und
insbesondere die vermehrte «fliegende Verpflegung» sein: Abfélle von Take-away-Mahl-
zeiten wie Getrankedosen, Glas- oder PET-Flaschen sowie Essensverpackungen aus
Karton, Papier und Kunststoff machen 52 Prozent des am Boden liegenden Mills aus.

2. Eine Rolle spielt auch der Ort: Picknick- und Erholungszonen sind starker von Littering be-
troffen als Platze mit Durchgangscharakter.

3. Ursachen fir das Littering sind weder fehlende noch tberquellende Mulleimer, denn Ab-
falle werden auch neben halbvollen Abfalleimern und an Orten mit zahlreichen Entsor-
gungsmdglichkeiten weggeworfen.

4. Da auf der Strasse keine Haushaltabfélle gefunden werden, kann auch die Einfihrung der
Sackgebihr kein Grund fur die Zunahme des Litterings sein. Ausserdem tritt das Problem
auch in Stadten ohne Sackgebihr auf. Zu &hnlichen Resultaten kamen Untersuchungen in
anderen europaischen Stadten.

Es ist davon auszugehen, dass im Kanton St.Gallen das Problem Littering weder grésser noch
kleiner als an anderen Orten ist. Veranderte Konsum- und Essgewohnheiten verbunden mit
Bequemlichkeit, Individualismus und schwindender Ricksichtnahme haben auch hier dazu
gefuhrt, dass sich das Verhalten vieler Personen, die den 6ffentlichen Raum nutzen, verandert
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hat. Kleinabfalle wie Flaschen, Speiseverpackungen oder Papiertaschentlicher werden achtlos
weggeworfen oder zuriickgelassen, ohne dass die daflir vorgesehenen Abfallbehélter benutzt
werden.

1.3. Lésungsanséatze
1.3.1. Allgemeine Massnahmen

Das Littering tritt vor allem in den Stadtzentren in Erscheinung. Die Stadtverwaltungen versu-
chen es mit einer Kombination von gezielten Massnahmen in den Griff zu bekommen.

Die Bereitstellung von gentigend Abfallbehéltern im 6ffentlichen Raum ist eine notwendige Vor-
aussetzung fur die korrekte Entsorgung. Zusatzlich ist eine kontinuierliche Reinigung der 6ffent-
lichen Raume von zentraler Bedeutung. Denn wo Abfall liegen bleibt, besteht ein grosserer
Anreiz, weiteren Abfall liegen zu lassen. Im Sinn von freiwilligen Aktionstagen werden auch so
genannte Clean-Up-Days durchgefuhrt. In der Vergangenheit haben sich verschiedene Ge-
meinden und Schulen an diesen Clean-Up-Days beteiligt, deren Ziel es ist, verschmutzte Ge-
biete zu sdubern. Die freiwilligen Aktionstage werden durch eine Tragerschaft aus Bundesamt
fir Umwelt sowie den kantonalen Umwelt-Amtern und privaten Unternehmen unterstiitzt.
Clean-Up-Days dienen in erster Linie der Sensibilisierung der Bevolkerung.

Durch Unterzeichnung des Verhaltenskodex des Schweizerischen Stadteverbands verpflichten
sich Verkaufsstellen von Unterwegsverpflegung auf freiwilliger Basis, die Gemeinden im Kampf
gegen das Littering zu unterstitzen. Der Kodex regelt die Zustandigkeiten und definiert die Zu-
sammenarbeit zwischen Verkaufsstellen und Event-Veranstaltern einerseits und den Gemein-
debehdrden andererseits. Auf dieser Basis lassen sich Massnahmen gegen das Littering im
offentlichen Raum problemlos umsetzen.

Bei raumlich geschlossenen Anlassen kénnen durch ein Pfand auf rezyklierbare Verpackungen
wie z.B. PET-Flaschen der Ricklauf von Flaschen markant gesteigert und das Littering einge-
dammt werden. Die Empfehlung des Bundes, an Grossanlassen wiederverwendbares Geschirr
einzusetzen, hat sich bewéahrt.

Achtsamer und umweltschonender Umgang mit Abféallen muss mdoglichst frih in der Erziehung
vermittelt werden. Wer von den Eltern und in der Schule gelernt hat, mit Abfallen richtig umzu-
gehen, verhalt sich entsprechend oder lasst sich immerhin leichter fur die Littering-Problematik
sensibilisieren.

1.3.2. Strafrechtliche Ahndung

Eine Kombination von Massnahmen tragt am ehesten dazu bei, das Problem des Litterings in
den Griff zu bekommen. Sensibilisierung ist zwar sinnvoll, hat jedoch bei einem Teil der Kon-
sumierenden keinerlei Wirkung. In diesen Fallen kommen Sanktionen wie insbesondere Bus-
sen in Betracht. Die Wirkung von Bussen flr Littering ist vergleichbar mit jenen fir zu schnelles
Fahren: Die Konsumierenden verhalten sich korrekt, um eine Busse zu vermeiden. Erfahrun-
gen in deutschen Stadten zeigen, dass sich Littering-Bussen positiv auswirken. Fir die Erhe-
bung der Bussen musste kein zusatzliches Personal eingestellt werden. Wichtig ist, dass die
Bevolkerung Uber die Einfihrung der Busse informiert wird (www.bafu.admin.ch/abfall/01470
[mit weiterflhrenden Links]).

Verschiedene Kantone und Stadte der Schweiz haben als zusatzliche Massnahme bereits
Bussen gegen Littering eingeflihrt. So ist beispielsweise in den Kantonen Bern und Thurgau
das Wegwerfen von Kleinabféllen wie Flaschen, Dosen oder Essensresten mit Strafe bedroht.
In diesen Kantonen und im Kanton Basel-Stadt kann bei festgestellten Widerhandlungen eine
Busse an Ort erhoben werden. Die Stadt St.Gallen beabsichtigt im Rahmen der vom Stadt-
parlament am 17. Juni 2008 beschlossenen Totalrevision des Abfallreglements ein Littering-

bb_sgprod-856621 .DOCX


http://www.bafu.admin.ch/abfall/01470

verbot einzufihren und die Moglichkeit zu schaffen, bei Verstdssen Bussen auszusprechen.
Auch mehrere andere St.Galler Gemeinden haben bereits entsprechende Bestimmungen in
ihre Abfallreglemente aufgenommen und damit eine Grundlage geschaffen, um Littering straf-
rechtlich zu ahnden. Die Entwicklung zeigt, dass Littering ein verbreitetes Problem darstellt,
dem mit einer kantonalen Regelung zu begegnen ist.

1.4. Geltende Bestimmungen

Das geltende Bundesrecht kennt keine strafrechtliche Ahndung des Litterings. In Bezug auf die
«klassische» illegale Abfallentsorgung findet Art. 61 Abs. 1 Bst. g des Umweltschutzgesetzes
(SR 814.01; abgekirzt USG) Anwendung. Die vorschriftswidrige Ablagerung von Abféllen aus-
serhalb von bewilligten Deponien ist danach strafbar. Die st.gallische Strafprozessverordnung
(sGS 962.11; abgekiirzt StPV) sieht dafuir eine Busse von Fr. 100.— vor, die auf der Stelle er-
hoben wird (Nr. 37 des Anhangs zur StPV). lllegal abgelagerter Abfall wird in der Regel nach
Hinweisen auf den Entsorger untersucht. Auf diese Weise gelingt es immer wieder, die Verur-
sacher zu ermitteln. In diesen Féllen ist es moglich, die Abfallverursacher gestitzt auf die er-
wahnten Bestimmungen zu bussen. Im Fall der Nichtbezahlung oder in schwerwiegenden Fal-
len wird ein Strafverfahren eingeleitet. Im Kanton St.Gallen werden jedes Jahr mehrere Straf-
verfahren wegen illegaler Abfallentsorgung gefihrt.

Im Weiteren sieht Art. 60 Abs. 6 der eidgendssischen Verkehrsregelnverordnung (SR 741.11)
vor, dass das Hinauswerfen von Gegenstanden aus dem Fahrzeug verboten ist. Solches Ver-
halten kann gestutzt auf Art. 90 Abs. 1 des Strassenverkehrsgesetzes (SR 741.01) ebenfalls
bereits heute mit Busse bestraft werden.

Grundsatzlich kann auch das Littering im Kanton St.Gallen bereits nach geltendem Recht ge-
ahndet werden: Die Regierung hat im Jahr 2002 einen Nachtrag zur StPV (nGS 37-53) erlas-
sen, mit dem mutwillige und grobe Belastigung durch Larm oder auf andere Weise im Sinn von
Art. 8 des Ubertretungsstrafgesetzes (sGS 921.1; abgekiirzt UeStG) mit Busse bedroht wird.
Hierunter kann grundséatzlich auch das Wegwerfen von Abfallen subsumiert werden. Die Busse
hierfir wurde auf Fr. 60.— festgesetzt (Nr. 57 des Anhangs zur StPV). Diese kantonalrechtliche
Grundlage im UeStG ist indessen sehr allgemein gehalten. Es erscheint daher fraglich, ob eine
Bestrafung wegen Littering gestitzt auf diese Bestimmung in allen Fallen vor dem Legalitats-
grundsatz (Art. 1 des Schweizerischen Strafgesetzbuches [SR 311.0; abgekirzt StGB]) stand-
halt. Deshalb und angesichts der zunehmenden Bedeutung der Littering-Problematik ist es ge-
boten, eine besondere Litteringbestimmung vorzusehen. Die Regierung erklarte sich bereits im
Rahmen ihrer schriftlichen Antworten vom 20. Mai 2008 auf die Interpellationen 51.08.10 «Ab-
fallentsorgung im 6ffentlichen Raum» und 51.08.02 «Littering» bereit, fir das Wegwerfen von
Kleinabfallen auf 6ffentlichem Grund eine neue Strafbestimmung im UeStG vorzuschlagen.

2. Erlauterungen zur Gesetzesanderung

Verantwortung und Zustandigkeit fir das Einsammeln von Siedlungsabféllen wie auch fir die
Abfallentsorgung liegen bei den Gemeinden. Gegen Abfallsiinder kann daher lediglich mit straf-
rechtlichen Sanktionen vorgegangen werden. Als Sanktion kommt ausschliesslich Busse als
Ubertretungsstrafe in Betracht. Die Verhdngung anderer Sanktionen ist den Kantonen in die-
sem Bereich verwehrt (Art. 335 Abs. 1 StGB).

2.1 Littering-Artikel im Ubertretungsstrafgesetz

Angesichts der zunehmenden Bedeutung der Littering-Problematik erscheint es geboten, dafiir
eine selbstandige neue Strafbestimmung einzufiihren und nicht nur den bestehenden Art. 8
UeStG entsprechend zu ergé&nzen bzw. zu modifizieren. Im Sinn der bestehenden Systematik
des UeStG wird in einem neuen Art. 7bis UeStG der Tatbestand des Littering eingefligt. Da die
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Littering-Bestimmung damit vor Art. 8 UeStG zur mutwilligen Belastigung zu stehen kommt,
wird auch die Abgrenzung zwischen den beiden Bestimmungen deutlich, so dass fortan das
Wegwerfen von Abfallen nicht mehr unter mutwillige Belastigung zu subsumieren, sondern
nach der speziellen Littering-Bestimmung zu bestrafen ist.

Nach der neuen Littering-Bestimmung im UeStG soll mit Busse bestraft werden, wer vorsétzlich
oder fahrlassig Kleinabfélle ausserhalb von Abfallbehéltnissen im 6ffentlichen Raum wegwirft
oder zurlcklasst.

2.2. Anpassung der Strafprozessverordnung

Wie bei dhnlichen Ubertretungen soll auch beim Littering die Moglichkeit der Bussenerhebung
auf der Stelle eingefiihrt werden, wobei sich die Bussen — je nach Ausmass des Litterings — im
Rahmen von Fr. 50.— bis Fr. 300.— bewegen sollen. Dazu ist eine Anderung des Anhangs zur
StPV notig. Es ist beabsichtigt, fir die verschiedenen Litteringhandlungen abgestufte Bussen-
betrage festzulegen. Gleichzeitig wird auch eine entsprechende Angleichung der Bussenhdhe
fur das vorschriftswidrige Verbrennen sowie die vorschriftswidrige Ablagerung von Abfallen in
leichten Fallen als sinnvoll erachtet, worunter beispielsweise das vorschriftswidrige Ablagern
eines ganzen Abfallsacks fallt. Diese Tatbestande wurden bisher mit einer Busse von Fr. 100.—
geahndet (Nrn. 36 und 37 des Anhangs zur StPV). In Angleichung an die maximale Bussen-
hohe beim Littering soll auch hier die Bussenhdhe neu auf Fr. 300.— angehoben werden. In
schwerwiegenden Fallen von vorschriftswidrigem Verbrennen bzw. vorschriftswidriger Ablage-
rung von Abfallen, insbesondere auch wenn es um die Einsparung von Entsorgungskosten
geht, erfolgt weiterhin zwingend eine Anzeige an die Strafverfolgungsbehdrden.

3. Referendum

Der vorliegende Nachtrag zum UeStG untersteht gemass Art. 49 der Kantonsverfassung (sGS
111.1) dem fakultativen Gesetzesreferendum.

4. Kostenfolgen

Die vorgeschlagenen Anderungen haben insgesamt keine bedeutenden Kostenfolgen. Es ist
davon auszugehen, dass fir die Erhebung von Littering-Bussen kein zusatzliches Personal
eingestellt werden muss. Bei einer Intensivierung der Kontrolltatigkeit werden jedoch vorhan-
dene Personalressourcen verstarkt gebunden. Die dadurch entstehenden Mehrkosten sind
schwer quantifizierbar.

5. Antrag

Wir beantragen Ihn__en, Herr Prasident, sehr geehrte Damen und Herren, auf den Entwurf des
Il. Nachtrags zum Ubertretungsstrafgesetz einzutreten.

Im Namen der Regierung
Die Prasidentin:
Heidi Hanselmann

Der Leiter der Staatskanzlei a.i.:
Rolf Vorburger
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Kantonsrat St.Gallen 22.08.12

Il. Nachtrag zum Ubertretungsstrafgesetz
Entwurf der Regierung vom 2. Dezember 2008

Der Kantonsrat
hat von der Botschaft der Regierung vom 2. Dezember 20081 Kenntnis genommen und
erlasst

als Gesetz:

Das Ubertretungsstrafgesetz vom 13. Dezember 19842 wird wie folgt geandert:

Littering

Art. 7bis (neu). Wer vorsétzlich oder fahrlassig Kleinabfélle ausserhalb von Abfallbe-
héaltnissen im 6ffentlichen Raum wegwirft oder zurtcklasst, wird mit Busse bestraft.

Die Regierung bestimmt den Vollzugsbeginn dieses Erlasses.

1 ABI200s, ...
2 sGS921.1.

bb_sgprod-856621 .DOCX



	%Title%
	Zusammenfassung
	1. Einleitung
	1.1. Auftrag
	1.2. Ausgangslage
	1.3. Lösungsansätze
	1.3.1.  Allgemeine Massnahmen
	1.3.2.  Strafrechtliche Ahndung

	1.4. Geltende Bestimmungen

	2. Erläuterungen zur Gesetzesänderung
	2.1. Littering-Artikel im Übertretungsstrafgesetz
	2.2. Anpassung der Strafprozessverordnung

	3. Referendum
	4. Kostenfolgen
	5. Antrag
	II. Nachtrag zum Übertretungsstrafgesetz


